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6.5.2014: Prozessvoraussetzungen (Zulässigkeit der Klage) I


A. Einleitung

In der letzten Stunde haben wir uns mit den sog. Prozessmaximen beschäftigt, die dazu helfen, die Leitlinien des deutschen Zivilprozessrechts zu verstehen. Besonders wichtig sind
- die Dispositionsmaxime (Disposition über den Streitgegenstand: grds. in der Hand der Parteien)
- und die Verhandlungsmaxime (Ermittlung der Tatsachengrundlage: grds. in der Hand der Parteien)
Die Prozessmaximen wirken sich an verschiedenen Stellen des Zivilprozesses aus, von der Klageerhebung bis zum Rechtsmittel- oder sogar im Zwangsvollstreckungsverfahren.

Ab heute wollen wir von übergreifenden Fragen des Prozessrechts zu den einzelnen Prozessstadien übergehen und die dort auftretenden Themenbereiche genauer betrachten.

Ein Zivilprozess beginnt in der Regel mit einer zivilrechtlichen Klage (s. § 253 ZPO). Wir wollen uns in der heutigen Vorlesung genauer ansehen, welche Voraussetzungen die ZPO an eine solche Klage stellt.

Ich werde jetzt einen Beispielsfall vorstellen, den wir im Laufe der Vorlesung weiterverfolgen werden.



Beispielsfall: Rentner R aus Kiel hat bei der V-GmbH mit Sitz in Hamburg zu Anfang des Jahres 2012 einen Fernseher im Wert von 600,-- Euro gekauft, der sich kurz nach Inbetriebnahme als defekt erweist. Als R das Gerät zurückgeben will, lehnt V dies mit der Begründung ab, das Gerät sei bei Verkauf in Ordnung gewesen. Wahrscheinlich habe R das Gerät falsch bedient und dadurch den Defekt selbst verursacht.

Eine Einigung ist nicht zu erzielen.

Die materiellrechtlichen Fragen, die sich hier stellen, sind Ihnen bekannt: Wenn das Gerät bei Gefahrübergang defekt war, bestehen Sachmängelgewährleistungsansprüche nach §§ 434 ff BGB, zB auf Nachlieferung einer mangelfreien Sache, auf Rückgewähr des Kaufpreises, Minderung (s. § 437 Nr.1, 2 BGB), oder u.U. auch auf Schadensersatz (§ 437 I Nr.3 i.V.m. § 280, 281 BGB).

In dieser Vorlesung interessiert aber die prozessrechtliche Seite:

Was kann R prozessrechtlich unternehmen, z.B. um seinen Kaufpreis zurückzuerhalten?

--> Diese Frage wollen wir heute im einzelnen untersuchen.




B. Grundlagen zur „Zulässigkeit“ einer Klage 


I. Unterscheidung Zulässigkeit - Begründetheit einer Klage 

Eine gerichtliche Entscheidung kann für den Kläger aus unterschiedlichen Gründen positiv od. negativ ausfallen 
- aus materiellrechtlichen Gründen ("Gericht sieht Anspruch als nicht gegeben an") 
- od. aus formellen Gründen (verfahrensrechtliche Voraussetzungen für Sachentscheidung sind nicht gegeben, z.B. Gericht ist nicht zuständig). 


1. Diese formellen Voraussetzungen für eine Sachentscheidung werden unter dem Begriff der "Zulässigkeit" der Klage zusammengefasst. 

[Begriff "Zulässigkeit" wird auch für andere Prozesshandlungen, d.h. Handlungen der am Prozess Beteiligten, die das Verfahren beginnen, fortsetzen od. beenden, verwendet, soweit sie ein gerichtliches Tätigwerden bezwecken: sog. Erwirkungshandlungen, z.B. RMittel. Demgegenüber stehen sog. Bewirkungshandlungen, die unmittelbar einen Erfolg herbeiführen, z.B. Klagerücknahme, Klageanerkenntnis: hier nur "Wirksamkeit" zu prüfen.]



2. Der Zulässigkeit der Klage steht die "Begründetheit" gegenüber, d.h. die Frage, ob der vom Kläger geltend gemachte Anspruch nach materiellem Recht besteht. 


3. Bedeutung dieser Unterscheidung

a) Umfang der Wirkung der Entscheidung:
Wenn über mat. R entschieden ist, hat das Urteil weitergehende Wirkungen als nur das sog. "Prozessurteil": So ist bei einem Prozessurteil, anders als bei einem Sachurteil, dessen sog. Rechtskraft gem. § 322 ZPO einen erneuten Rechtsstreit ausschließt, ein neuer RStreit zulässig (z.B. wenn nach Klageabweisung durch das unzuständige Gericht später beim zuständigen Gericht geklagt wird).

b) Stufenfolge der gerichtlichen Prüfung:
Nach hM darf ein Gericht nur dann die Begründetheit (mat. RLage) prüfen, wenn die Klage zulässig ist, d.h. logischer Vorrang der Zulässigkeitsprüfung (arg. Ökonomiegesichtspunkte und Schutz der Parteien: sollen z.B. nicht einem vollen Verfahren mit Zeugenvernehmung durch ein unzuständiges Gericht ausgesetzt werden).



II. Begriff und Funktion der „Prozessvoraussetzungen“ 

Im Zusammenhang mit dem Begriff der „Zulässigkeit“ einer Klage steht der Begriff der „Prozessvoraussetzungen“.


1. Definition der Prozessvoraussetzungen (Sachurteils/entscheidungsvoraussetzungen) 

a) Weiter Begriff der Prozessvoraussetzungen = alle prozessualen Voraussetzungen an die Zulässigkeit einer Klage

b) Häufig wird aber begrifflich genauer unterschieden:

aa) Sog. Prozessvoraussetzungen ieS - Prozessvoraussetzungen iwS (Sachentscheidungsvoraussetzungen):

aaa) Prozessvoraussetzungen ieS:

--> Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit überhaupt ein Prozess im Sinne der ZPO eingeleitet wird?

Z.B.
- Einzahlung Prozesskostenvorschuss, § 12 I 1 GKG (sonst keine Klagezustellung)
§ 12   GKG Verfahren nach der Zivilprozessordnung

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten soll die Klage erst nach Zahlung der Gebühr für das Verfahren im Allgemeinen zugestellt werden.


- dt. Gerichtsbarkeit (z.B. Klage gegen eine völkerrechtlich immune Person, z.B. Diplomaten, s. §§ 18 ff GVG und verschiedene völkerrechtliche Konventionen)
- Minimalanforderungen an eine Klageschrift, vgl. § 253 II ZPO (Mussanforderungen: z.B. Bezeichnung der Parteien und des angegangenen Gerichts)
- obligatorisches SchlichtungsVerf (§ 15 a EGZPO iVm Landesrecht, z.B. S-H, möglich bei Streitwerten bis zu 750,-- Euro und bestimmten Arten von Streitigkeiten z.B. Persönlichkeitsschutz außerhalb Presse)

Gesetz verwendet hierfür manchmal die Formulierung, dass bei Fehlen bestimmter Voraussetzungen eine Zustellung der Klage nicht erfolgt, so z.B. in § 12 I 1 GKG.

Grund für diese Formulierung, die die Einleitung eines Verfahrens mit der Zustellung der Klage verknüpft:

- Nach der ZPO entstehen die Rechtswirkungen eines prozessrechtlichen Rechtsverhältnisses zwischen Kläger und Beklagtem, insbes. die sog. Rechtshängigkeit (vgl. § 261 II ZPO), erst mit der Zustellung der Klage. Vor der Klagezustellung liegt noch kein Zivilprozess im vollen Sinne vor. Die Klagezustellung hat aus deutscher Sicht eine ganz zentrale Bedeutung für die Einleitung eines Prozesses, da der Beklagte ohne Information über das Verfahren in seinem Anspruch auf rechtliches Gehör (Art.103 I GG) verletzt würde. Ein einseitig vom Kläger betriebenes Verfahren, in dem der Beklage keine Chance erhält, sich gegen die Klage zu verteidigen, würde grundlegende Gerechtigkeitsvorstellungen verletzen. Dem entspricht, dass nach deutschem Recht die Wirkungen eines Zivilprozesses in der Regel erst ab Zustellung der Klage an den Beklagten eintreten. Wir werden uns mit der Klagezustellung, die in §§ 166 ff ZPO sehr ausführlich und technisch ausgestaltet ist, in der übernächsten Vorlesung genauer beschäftigen.

- Aber: wenn trotz des Fehlens von Prozessvoraussetzungen ieS eine Klagezustellung erfolgt, ist ein Prozessrechtsverhältnis im Sinn einer rechtlich geregelten Sonderbeziehung zwischen den Parteien und dem Gericht entstanden; arg. Parteien und Öffentlichkeit verlassen sich darauf: Fehlerhafte Entscheidungen, die das Fehlen der Prozessvoraussetzungen übersehen haben, müssen formell aufgehoben werden können + nach § 280 muss gerade auch hierüber verhandelt werden können). S. Rosenberg/Schwab/Gottwald S.536.


bbb) Sog. Sachentscheidungsvoraussetzungen

--> Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit eine Entscheidung „zur Sache“ (mat-r Prüfung) ergehen kann?

(älterer Begriff: sog. Sach“urteils“voraussetzungen, aber gelten auch für sog. „Beschlüsse“: d.h. gerichtliche Entscheidungen, die keine mündl. Verhandlung voraussetzen, s. z.B. § 922, 936: Arrest und einstw. Verfügung ergehen grds. durch Beschluss):

z.B. gerichtliche Zuständigkeit, Partei- und Prozessfähigkeit der Parteien, fehlende anderweitige Rechtshängigkeit, dazu näher s. im folgenden.

ZPO regelt die Sachentscheidungsvoraussetzungen nicht in einem zusammengefassten Abschnitt, sondern an unterschiedlicher Stelle, z.B. §§ 12 ff (örtliche Zuständigkeit), §§ 23, 71 GVG sachliche Zuständigkeit, §§ 50 ff Partei- und Prozessfähigkeit etc.). Es gibt aber einige Vorschriften, die für mehrere Sachentscheidungsvoraussetzungen gemeinsam gelten, z.B.

· § 56 ZPO (Prüfung bestimmter Sachentscheidungsvoraussetzungen)

· oder § 280 (gesonderte Verhandlung über die Zulässigkeit der Klage, d.h. über die Prozessvoraussetzungen)

· oder § 282 III Zeitpunkt von Einwendungen des Beklagten gegen die Zulässigkeit der Klage etc.
· oder § 295 Heilung von Verfahrensverstößen durch Rügeverzicht, gilt u.a. auch für Prozessvoraussetzungen.

( die wichtigsten dieser Regeln sollte man kennen.



bb) Unterscheidung nach Inhalt (s. Rosenberg/Schwab/Gottwald § 96).

- Ordnungsmäßige Klageerhebung (einschl. vorherige Schlichtung)
- Gericht betreffende ProzessVorr: Gerichtsbarkeit, Rechtsweg zu ord. Gerichten (§ 13 GVG), Zuständigkeit
- Parteien betreffende ProzessVorr: Parteifähigkeit, Prozessfähigkeit, Prozessführungsbefugnis
- Streitgegenstand betreffende ProzessVorr.: keine entgegenstehende Rechtshängigkeit, Rechtskraft, keine Schiedsabrede, Rechtsschutzbedürfnis
- Besondere Prozessvoraussetzungen für bestimmte Klagearten, z.B. Feststellungsinteresse § 256 I ZPO (Feststellungsklage), „Konnexität“ zwischen Anspruch und Gegenanspruch bei der sog. Widerklage (§ 33 ZPO), besondere Voraussetzungen an Klagen auf künftige Leistungen (§§ 257 - 259 ZPO).

Exkurs: Klagearten
- Leistungsklage = Urteil auf Tun oder Unterlassen, z.B. auf Zahlung einer Geldsumme oder Übereignung einer Sache
- Feststellungsklage: nur auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses (§ 256)
- Gestaltungsklage: Gericht soll konstitutiv die Rechtslage verändern (wird z.T. vom mat. Recht verlangt, z.B. Ehescheidungsurteil löst Ehe auf).

Beispiel für eine besondere Prozessvoraussetzung bei FeststKlagen ist sog. Feststellungsinteresse nach § 256 I ZPO.

Warum?
Feststellungsinteresse wird bejaht, wenn dem Recht des Klägers gegenwärtige Gefahr durch Unsicherheit droht, z.B. wenn der Bekl. die Rechtsposition des Klägers verletzt oder ernstlich bestreitet, oder wenn er ein Recht gegen den Kläger behauptet. FeststUrteil muß die Beseitigung der Gefahr ermöglichen (erfolgt idR durch Rechtskraft). FeststInteresse idR zu verneinen, wenn der Kläger auch Leistungsklage erheben kann (arg. Vermeidung von mögl. Doppelbeanspruchung der Gerichte).


2. Abgrenzung Prozessvoraussetzung - Prozesshandlungsvoraussetzung.

Man muss die ProzessVorr (od. Sachentscheidungsvoraussetzungen) unterscheiden von den sog. Prozesshandlungsvoraussetzungen, d.h. den Voraussetzungen für die Wirksamkeit einzelner Rechtshandlungen der Parteien im Prozess (z.B. Klageänderung, Klagerücknahme, Abschluss eines Vergleichs etc.).

Viele Prozessvoraussetzungen sind zugleich Prozesshandlungsvoraussetzungen, z.B. die Partei- und die Prozessfähigkeit: Wenn eine der Parteien nicht parteifähig ist, kann für oder gegen sie kein Sachurteil ergehen. Zugleich kann eine solche Partei im Prozess keine wirksamen Rechtshandlungen vornehmen.

Es gibt aber auch Prozesshandlungsvoraussetzungen, die nicht zugleich Prozessvoraussetzung sind, z.B. die sog. Postulationsfähigkeit, d.h. die Fähigkeit, Prozesshandlungen vor einem bestimmten Gericht selbst vornehmen zu können: fehlt den Parteien bei sog. Anwaltsprozessen (Anwaltszwang: vor LG und höheren Gerichten, §§ 78, 79 ZPO). Tritt die Partei ohne Anwalt auf, sind ihre Prozesshandlungen wirkungslos. Gg. die Partei kann aber ggf. ein sog. Versäumnisurteil ergehen (§§ 330 ff ZPO), d.h. das Fehlen der Postulationsfähigkeit im Verfahren hindert eine Sachentscheidung nicht.

Wird schon die Klage von einer postulationsunfähigen Partei (selbst) eingereicht, wird sie nicht zugestellt, s. Lüke ZPR Rdz.119. Wird sie fehlerhafterweise doch zugestellt, fehlt grds. (vorbehaltlich einer etwaigen Genehmigung oder Neuvornahme) die Sachentscheidungsvoraussetzung der ordnungsgemäßen Klageerhebung.



III. Prüfung der Prozessvoraussetzungen 

1. Prüfung vAw, s. § 56: Gericht prüft das Vorliegen auch ohne eine entsprechende Rüge des Prozessgegners; keine Geständniswirkung.

Aber nach hM gilt nicht Untersuchungsgrds. (Tatsachenermittlung durch Gericht); in gewissem Spannungsverhältnis dazu läßt Rspr. aber Freibeweis zu.

2. Maßgeblicher Zeitpunkt für das Vorliegen der Sachentscheidungsvoraussetzungen: Schluss der letzten mündl. Verhandlung (Ausn. z.B. § 261 III Nr.2: perpetuatio fori).

3. Grds. wird in Endurteil über die Prozessvorr. entschieden; aber gesonderte Verhandlung und eigenständig anfechtbares Zwischenurteil möglich, § 280 I, II, 303 ZPO.

4. RFolgen bei Fehlen von PV
- Klage als „unzulässig“ abzuweisen; Ausn. z.B. § 17 a II GVG (Rechtswegverweisung vAw)
- ein Sachurteil, das das Fehlen von Prozessvoraussetzungen (Sachentscheidungsvoraussetzungen) übersieht, ist idR durch Rechtsmittel anfechtbar + aufzuheben (Ausn. z.B. § 513 II ZPO int., sachl., örtl., funktionale Zuständigkeit)



C. Einzelne Prozessvoraussetzungen 

1. Ordnungsgemäße Klageerhebung, § 253: Zustellung einer Klageschrift mit bestimmtem Inhalt
(wird z.T. den auf den Streitgegenstand bezogenen ProzVorr zugeordnet)


a) Anforderungen an Klageschrift werden in § 253 differenziert geregelt:

- Mussanforderungen § 253 II: Fehlen führt dazu, dass die Klageschrift nicht zugestellt wird (ProzessVorr ieS): Bezeichnung der Parteien, des angegangenen Gerichts, des [tatsächl., nicht notwendig rechtl.] Grundes des erhobenen Anspruchs und eines bestimmten Antrags

[beides fällt zs. mit dem in § 253 II Nr.2 ebf. genannten Begriffs des „Gegenstandes“ des Rechtsstreits: Streitgegenstand, dazu spätere Vorlesung. Nach aA ist „Gegenstand“ in § 253 II Nr.2 nicht mit dem „Streitgegenstand“ identisch, aber genaue Bedeutung des hier verwendeten Wortes „Gegenstand“ bleibt in KommentarLit. meist unklar: idR wird nur erwähnt, dass ein bestimmter Antrag + eine Herleitung aus einem konkretisierten SV erforderlich sind].

 - Sollanforderungen § 253 III Wert des Streitgegenstandes etc.: Fehlen hindert Zustellung der Klage nicht.

- Aber: § 253 IV iVm §§ 129 ff, insbes. § 130: Unterschrift wird gg. Wortlaut des § 130 als „Mussvorschrift“ verstanden.


Obiger BeispFall:

1) R geht zum AG Kiel und will dort Klageerhebung zu Protokoll der Geschäftsstelle erklären? Grds. nur Schriftform 253 I, IV iVm § 130, aber bei Verf vor AG grds. Erklärung zu Protokoll mögl § 496 [aber wohl nicht durch Erklärung vor LG, arg. § 129 a (aM vertretbar: 129 a analog auf LG)].

2) Variante: R reicht einen Computerausdruck ein, der sein Klagevorbringen enthält? Unwirksam wg § 130 Ziff.6 ZPO, da ohne Unterschrift. Unterschrift kann aber nachgeholt werden (Heilung ex nunc möglich od. § 295 durch rügelose Einlassung, grds. ex tunc wirkend: wichtig z.B. für Verjährung).

Beachte: Klageeinreichung durch email möglich, aber (wohl) nur mit qualifizierter elektron. Signatur, § 130 a I 1, 2 ZPO (wohl als Mussvorschrift auszulegen) --> aber erst möglich ab Zulassung durch Bundes- bzw. Landesregierungen: Für BGH erfolgt, für Länder differenziert: z.B. SH LandesVO über elektron RVerkehr mit Gerichten: mst beschränkt auf Mahn-, Vereins- und Registersachen. Allg. aber geöffnet für Landessozialgericht (!)

Aber: Computerfax mit eingescannter Unterschrift genügt (BGH). Anders bei bloß „getippter“ Unterschrift.


b) Zustellung (Klage, aber auch bei anderen Dokumenten) erfolgt nach §§ 166 ff ZPO: von Amts wegen (nicht Parteizustellung!): formelle Kenntnisgabe eines Schriftstücks, z.B. durch Post/Einschreiben mit Rückschein, Gerichtsvollzieher, an Rechtsanwälte u.ä. gg. Empfangsbekenntnis (auch Internet, § 174). An bestimmte Personen als Vertreter, an bestimmten Orten. Einzelheiten später bei Klageerhebung.
c) S.a. ggf. obligator. Güteverfahren (SchlichtungsVerf) nach § 15 a EGZPO iVm LandesR, z.B. Schlichtungsgesetze in Bay, NW, SH etc. Gütestellen im LandesR geregelt, z.T. besondere Gütestellen bei den Justizministerien, Rechtsanwälte, Notare etc.

Zugleich ProzessVorr im engeren Sinn.


2. Auf das Gericht bezogene Prozessvorausetzungen 

a) Gerichtsbarkeit (völkerrechtlich): acta iure imperii/gestionis, § 18 - 20 GVG (Verweisung auf Wiener Diplomatenkonventionen 1961 und 1963). Im übrigen Völkergewohnheitsrecht (Staatenimmunität, Staatsoberhäupter u.ä.).

Beispiel: Konsulat des Staates X zahlt die Miete für das Konsulat nicht. Vermieter V erhebt Klage gegen den Staat X auf Zahlung. --> Staatenimmunität, da Konsulat hoheitlichen Zwecken dient? Anmietung von Räumen als privat-r Hilfsgeschäft soll nach hM keinen ausreichend engen Bezug zum hoheitlichen Zweck aufweisen, Mietvertrag fällt nicht unter Immunität.

Ebso. grds. Klage aus Staatsanleihen oder bei Klage gg. Staatsunternehmen (Rspr BVerfG u.a.). Anders nach Rspr u.U. bei arbeits-r Streitigkeiten Botschaftsangehöriger mit ihrem Staat in Bezug auf hoheitl. Tätigkeit (Visaerteilung o.ä.).


b) Eröffnung des Zivilrechtsweges (Rechtswegzuständigkeit), § 13 GVG: „bürgerliche Rechtsstreitigkeiten“ im Ggs. zu öffentlichrechtlichen Streitigkeiten. U.U. differenziert zu lösen z.B. bei privatrechtsgestaltenden VAs, Subventionen, öffentliche Auftragsvergabe, nachbarrechtlicher Immissionsschutz bei öff-r Einrichtungen (grds. öff-r), Persönlichkeitsverletzungen durch öffr Träger (Rundfunk etc: wird als bürgerlich-r angesehen)

--> im BeispFall (+)


c) Zuständigkeit (examensrelevant!)

aa) Internationale Z.: Verteilung der Zuständigkeit zw. den Gerichten verschiedener Staaten.

aaa) Grds. analog der örtl. Zust gem. §§ 12 ff ZPO

bbb) Vorrangig und praktisch extrem bedeutsam EuGVVO 44/2001 v. 22.12.2000, in Kraft seit 1.3.2002. Löst EuGVÜ 1968 ff ab. ( Grundzüge IZVR sind Pflichtstoff im Examen.


bb) Sachliche Z., §§ 23, 71 GVG 

Welches Gericht erster Instanz ist für einen Rechtsstreit dieser Art zuständig (AG oder LG)? § 1 ZPO verweist auf GVG (§§ 23, 71 GVG.  Hier Zust. des AG, weil Streitwert (vgl. § 2 ff ZPO) unter 5000 Euro liegt.

Bei Klageeinreichung bei LG auf Antrag Kläger formlose Abgabe an AG möglich, wenn Mangel vor Zustellung bemerkt wird (dann nicht Verweisung gem. § 281 ZPO nötig).

--> im BeispFall AG zuständig.


cc) Örtliche Z. 
Allg. Gerichtsstand - besondere Gerichtsstände - ausschließl. Gerichtsstände 

aaa) Allg. Gerichtsstand, §§ 12 ff ZPO i.V.m. § 7 BGB:

Dieser Gerichtsstand steht für „alle“ Klagen gg. eine Person zur Verfügung.

- Wohnsitz, §§ 7 ff BGB: Lebensmittelpunkt: tatsächl. Ndl + Wille zum ständ. Schwerpunkt (idR nicht bei Studium) 
- bei Gesellschaften (vorrangig statutar.) Sitz 

Wertungsgesichtspunkte?

--> BeispFall: R muß danach grds in HH klagen (Sitz des Bekl.)


bbb) Besondere Gerichtsstände 

„Konkurrieren“ untereinander und mit dem allg. Gerichtsstand.

Wertungsgesichtspunkte?

Z.B.:

(1) Erfüllungsort, § 29

Klagen aus (schuldrechtlichem) Vertrag können am sog. Erfüllungsort (des Vertrags) erhoben werden.
(a) Erfüllungsort ist ein Begriff des materiellen bürgerlichen Rechts. Wird von ZPO auch als Anknüpfung für die örtliche Zuständigkeit herangezogen, weil typischerweise enger Bezug zwischen dem Streitgegenstand und dem Gerichtsort (Beweismittel, Vorhersehbarkeit und Zumutbarkeit für beide Seiten).

(b) Erfüllungsort oder Leistungsort ist der Ort, an dem ein Vertrag zu erfüllen ist (Leistungshandlung, nicht Leistungserfolg), § 269 I BGB. Das ist, wenn nichts anderes vereinbart ist oder sich aus den Umständen ergibt, der Wohnsitz bzw. Gewerbebetrieb des Schuldners, 269 I, II BGB: sog. Holschuld: der Gläubiger muss sich die Leistung des Schuldners bei diesem abholen; anders sog. Bringschulden: der Schuldner muss seine Leistung dem Gläubiger bringen.

Der Erfüllungsort hat Bedeutung insbesondere
1. für etwaige Zustellkosten (nur von Verkäufer – Schuldner der Ware – zu tragen, wenn er die Ware dem Käufer/Gläubiger bringen muss, bei Versendungskauf idR nicht anzunehmen, arg. § 269 I, von dem § 447 nicht abweicht) und den Gefahrübergang (Preisgefahr: muss die Ware auch bezahlt werden, wenn sie z.B. auf dem Weg zum Gläubiger untergeht oder verlorengeht? Ja, wenn bereits Gefahrübergang erfolgt ist, z.B. bei Versendungskauf nach Übergabe an Transportperson, § 447). Hat der Schuldner (Einzelhändler) bereits beim Kaufabschluss im Geschäft den Vertrag erfüllt, hat der Käufer die Ware auf seine eigenen Kosten und Gefahr nach Hause zu transportieren, wenn der Einzelhändler die Transportkosten nicht als bezahlten oder unbezahlten Service übernimmt. Der Käufer übersendet oder übergibt auf seine Kosten und Gefahr des Geld (§ 270 I, IV iVm § 269).
2. Für Annahmeverzug des Gläubigers (§§ 293 ff BGB): Leistung muss dem Gläubiger am Erfüllungsort angeboten werden.
3. Nach § 29 ZPO aber auch für den Gerichtsstand, wenn es um Klagen auf Erfüllung oder Schadensersatz geht.
(c) § 29 ZPO gilt nur für schuldrechtliche Verträge (auch GesR), nicht für Verträge des SachenR, des FamR oder des ErbR.

(d) § 29 ZPO stellt auf die jeweils streitige Verpflichtung ab. Bei gegenseitigen Verträgen führt das grds. zu einem Auseinanderfallen des Erfüllungsortes für die Sachleistung und die Geldleistung: nach § 269 kommt es (grds. auch bei Geldschulden, s. § 270 I, IV BGB) auf den Wohnsitz des jeweiligen Schuldners an. Wenn Käufer und Verkäufer an verschiedenen Orten wohnen, ergeben sich daraus unterschiedliche Erfüllungsorte z.B. für die Klage auf Übereignung (Wohnsitz Verkäufer) und auf Zahlung (Wohnsitz Käufer).
S.o. Beispielsfall.
Anders z.T. im europäischen (int.) VerfahrensR, z.B. teilweise Art.5 Nr.1 EuGVVO: Ort der sog. vertragscharakteristischen Leistung: für Kaufverträge über bewegliche Sachen grds. Lieferungsort, für Dienstverträge: Ort der Erbringung der Dienstleistung, differenzierende Sonderregelung Art.18 – 20 EuGVVO für Arbeitsverträge..

(e) Das Zusammenspiel von § 29 ZPO ist zum Teil recht kompliziert und eignet sich gut für prozessuale Ergänzungsfragen in Klausuren:
(aa) Änderung des Erfüllungsorts nach den Umständen:


Modifikation des obigen BeispFalls:

= R hat den Fernseher in der Kieler Filiale der V-GmbH erworben.

--> Erfüllungsort § 29 ist nach BGB zu bestimmen (§ 269 BGB): maßgeblich ist die jeweils streitige Verpflichtung (grds. kein einheitlicher Erfüllungsort im Vertrag). Nach § 269 BGB ist grds. (Wohn)sitz des Schuldners = V-GmbH maßgeblich (Holschuld), aber bei § 269 BGB kann sich „anderweitiger Erfüllungsort“ aus Auslegung ergeben: Interessenbewertung; bei Ladengeschäften am Ort des Ladenlokals od. bei Verbraucherkauf wohl am Wohnsitz des Verbrauchers gelegen, d.h. hier Kiel


= R hat den Fernseher bei einem Einkaufsbesuch im Hamburger Hauptgeschäft der V-GmbH erworben. V hat den Fernseher bei R in Kiel angeliefert --> wg. Vorrang Verbraucherschutzwertung auch hier Erfüllungsort in Kiel anzunehmen (vgl. Pal § 269 Rdz.11 f.)

(bb) § 29 gilt auch für SEA wg Vertragsverletzung (nach hM auch für cic): Erfüllungsort soll bei Sekundärpflichten (Leistungsstörungen einschl. Sachmängelgewl.: SEA, Rückgewähr nach Rücktritt etc.) am Ort der gestörten Primärpflicht liegen, d.h. Sitz des Schuldners bzw. im vorliegenden Fall wohl Erwerbsort im Ladengeschäft oder Wohnsitz des Verbrauchers.
Nach EuGH soll cic dagegen dem Deliktsgerichtsstand unterliegen!

Bei § 812 ff  (z.B. Nichtigkeit des Vertrags oder nach Anfechtung) soll es dagegen bei der Grundregel des § 269 I verbleiben (str.!)

(cc) Erfüllungsortsvereinbarungen: im mat. Recht sind diese grds. beachtlich, aber für Gerichtsstand nur zwischen Kaufleuten oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts (§ 29 II ZPO), rein fiktive („abstrakte“) Vereinbarung „ohne tatsächl. Bezug zu den Orten der Leistungserbringung“ sollen aber im mat.R und auch im ProzessR unbeachtlich sein (str.).


(dd) AGB-Kontrolle §§ 307 ff gilt auch für Erfüllungsortsvereinbarungen (uU unangemessen iSv § 307).
Im Beispielsfall wäre Erfüllungsortsvereinbarung in AGB der V-GmbH wg 29 II ZPO ggü R als Verbraucher unbeachtlich.



(2) Deliktischer Gerichtsstand, § 32: nächste Vorlesung

Bitte versuchen Sie, folgende Beispielsfälle für sich zu lösen:
1) Täter T verklappt auf seinem Schiff oberhalb von HH Chemikalien. Elbeabwärts, in Niedersachsen werden dadurch Obstplantagen des Unternehmens U beschädigt.

2) Täter T setzt auf seine facebook-Seite Informationen, die das Opfer O beleidigen. Wo kann O gg T auf Schadensersatz oder Unterlassung klagen?



Literaturhinweise zur Nachbereitung:
Lüke § 6

Literaturhinweis zur Vorbereitung auf die nächste Stunde:
Lüke §§ 9, 10.


